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L a n d t a g s b e s c h l u s s

Der Landtag hat am 14. November 2001 folgenden Beschluss gefasst (Druck-
sache 13/329 Teil A Abschnitt XII):

Die Landesregierung zu ersuchen,

dem Landtag über die Einführung und Umsetzung des Controlling im Schienen-
personennahverkehr bis 31. Dezember 2002 zu berichten.

B e r i c h t

Mit Schreiben vom 20. Dezember 2002, Az.: I 0451.1, berichtet das Staatsminis-
terium wie folgt:

Der nachfolgende Bericht stellt das Controlling-Konzept der Landesregierung im
Schienenpersonennahverkehr (SPNV) vor, zeigt den momentanen Stand des Pro-
jektes auf und beschreibt das weitere Vorgehen.

1. Ausgangslage
Ziel der Verkehrspolitik der Landesregierung ist es, den öffentlichen Personen-
nahverkehr zu einer vollwertigen Alternative zum motorisierten Individualver-
kehr auszubauen und die Mobilität der Bevölkerung in allen Landesteilen zu ge-
währleisten. Eine zentrale Bedeutung kommt dabei dem SPNV zu. Ziel ist es, ein
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attraktives, nach Möglichkeit vertaktetes Angebot im SPNV zu realisieren (§ 1
ÖPNVG). Zu diesem Zweck wurde stufenweise ein Integraler Taktfahrplan im
gesamten Land umgesetzt. Zur Zielerreichung werden vorrangig die Mittel nach 
§ 8 Regionalisierungsgesetz (Regionalisierungsmittel) eingesetzt.
Seit Übergang der Aufgabenträgerschaft des SPNV vom Bund auf die Länder
1996 (Regionalisierung des SPNV) wird der Frage eines effizienten Einsatzes der
Regionalisierungsmittel für die Zwecke des SPNV besondere Bedeutung zuge-
messen. Zur Planung, Steuerung und Überwachung der notwendigen Prozesse
wurde von der Nahverkehrsgesellschaft Baden-Württemberg (NVBW) im Auf-
trag des Ministeriums für Umwelt und Verkehr ein erstes Controlling-Konzept er-
arbeitet und in Abstimmung mit dem Landesrechnungshof weiterentwickelt.

2. Controlling-Konzeption im SPNV
Controlling wird allgemein als „effiziente Managementmethode zur Erreichung der
Unternehmensziele“ verstanden. Controlling umfasst danach die Planung, Informa-
tionsgewinnung und Überprüfung aller Maßnahmen und Mittelverwendungen auf
Zielkonformität sowie die Analyse von Schwachstellen und gegebenenfalls die
Konzeption und Einleitung von Gegenmaßnahmen. Für den SPNV in Baden-Würt-
temberg ist das Ziel im Gesetz über die Planung, Organisation und Gestaltung des
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNVG) definiert. Der SPNV soll Rückgrat
der Verkehrsbedienung sein und im Sinne eines Integralen Taktfahrplans (ITF) aus-
gebaut werden. D. h. es soll innerhalb bestimmter Tageszeiten an allen Tagen der
Woche eine mindestens stündliche Bedienung aller Halte im Land geben, sodass zu
jeder Stunde von jedem Bahnhof zu jedem Bahnhof gefahren werden kann.
Die Prozesse zu dieser Zielerreichung sollen mit Instrumenten des Controlling be-
gleitet und analysiert werden. So soll frühzeitig erkennbar werden, ob, in welcher
Art und mit welchem Mitteleinsatz dieses Ziel erreicht werden kann. Schließlich
bietet das System auch die Möglichkeit, die Leistungen aus der Sicht der Kunden
abzubilden.
Da ein „eigenwirtschaftlicher“, d. h. nur durch die Nutzer finanzierter SPNV
kaum möglich ist, sondern der SPNV auf Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln an-
gewiesen ist, sind im Rahmen eines SPNV-Controlling-Systems Maßstäbe für
den effizienten Einsatz der Landesmittel zu entwickeln. Es muss insbesondere
kritisch analysiert werden, ob das definierte Ziel gesamtwirtschaftlich sinnvoll er-
reichbar ist.
Das vom Ministerium für Umwelt und Verkehr entwickelte Controlling-System
sieht insgesamt 3 Bausteine vor:

2.1 Betriebswirtschaftliches Controlling
Das betriebswirtschaftliche Controlling erfolgt durch eine Linienerfolgsrechnung
für eine Kursbuchstrecke. Durch eine Gegenüberstellung von Erlösen (Fahrgeld-
einnahmen: € je Personenkilometer/Zugkilometer) und Kosten (Personal, Energie,
Fahrzeuge, Verwaltung, Versicherung, Kapital, Infrastrukturnutzung), für die Er-
fahrungswerte u. a. aus durchgeführten Ausschreibungen und anderen Liniener-
folgsrechnungen vorliegen, werden verschiedene Deckungsbeiträge und der rech-
nerische spezifische Zuschussbedarf ermittelt. Dadurch besteht die Möglichkeit,
den ermittelten (rechnerischen) Zuschussbedarf mit dem tatsächlichen Zuschuss
(z. B. im Rahmen des gültigen Verkehrsvertrages, auf Grund eines Angebots eines
Verkehrsunternehmers) zu vergleichen. Darüber hinaus können damit bereits vor
Realisierung eines SPNV-Konzepts durch Ausschreibung der Verkehrsleistungen
überschlägig deren Auftragswert und Obergrenzen für die Prüfung der eingehen-
den Angebote ermittelt werden.
Das Controlling-System als Instrument der Steuerung ist darauf angewiesen, dass
Daten als Informationsquellen gewonnen und aufbereitet werden. Auf dieser
Grundlage sind Wirkungsanalysen zu erstellen. Die Analyseergebnisse werden
mittels eines Systems von Kennzahlen bewertet, die sowohl für ein Bezugsjahr
wie für das aktuelle Jahr ermittelt werden. Auf Basis der vergleichenden Bewer-
tung können dann Handlungsstrategien entwickelt werden, um eine sachgerechte
Mittelvergabe und effiziente Mittelverwendung zu gewährleisten sowie Einspar-
potenziale und Angebotsoptimierungen unter Beachtung eines bedarfsgerechten
Angebots zu erzielen.
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Im Auftrag des Ministeriums für Umwelt und Verkehr hat die Nahverkehrsgesell-
schaft Baden-Württemberg (NVBW) für die Gewinnung der Daten, die für ein
Kennzahlensystem notwendig sind, einen Kriterienkatalog entwickelt.

2.2 Verkehrswirtschaftliches Controlling
Das verkehrswirtschaftliche Controlling liefert Erkenntnisse darüber, inwieweit
sich ein verkehrlicher Erfolg des ITF eingestellt hat oder erreicht werden könnte.
Es werden anhand der Fahrgastzahlen Kennzahlen, bezogen auf die eingesetzten
Mittel und die vorhandenen und ungenutzten Potenziale, gebildet. Die Verände-
rungen im Zeitablauf werden ausgewertet. Im Einzelnen werden das Reisenden-
aufkommen, soziodemografische Daten, Daten zu den Pendlerströmen und dem
Individualverkehr (IV) sowie die Kosten getätigter Investitionen in die Strecke
und in die Fahrzeuge dargestellt. Als Basisjahr dient das Fahrplanjahr 1994/95
(vor der Aufgabenübertragung auf das Land). Damit wird das aktuelle Fahrplan-
jahr verglichen. Aus den Daten des Ausgangsjahres lassen sich zugleich Schwel-
lenwerte ableiten, die nicht unterschritten werden sollen. Dies basiert auf der
Überlegung, dass mit der Übertragung der Aufgabenträgerschaft des SPNV vom
Bund auf die Länder zugleich auch die finanzielle Ausstattung übertragen wurde,
die zur Sicherstellung des damaligen „Status quo“ erforderlich gewesen war.

Folgende Daten werden erhoben:
– Streckencharakteristik (Streckenverlauf und Verknüpfungen, Streckenlänge,

Anzahl der Gleise und Stationen, Haltestellenabstand, Einwohner im Einzugs-
gebiet der jeweiligen Haltepunkte);

– Situation des Straßenverkehrs im Bereich der untersuchten Strecke (Straßen-
entfernung und Fahrzeit im Individualverkehr mit Pkw, überörtliches Straßen-
netz);

– Hauptnutzer des Fahrplanangebotes (Berufspendler, Schüler oder Freizeitpend-
ler und Urlaubsreisende);

– Fahrplanangebot (Bedienungsdichte, Fahrzeugmaterial, Reisezeit- und -ge-
schwindigkeit, Verhältnis von Fahrstrecke und Fahrzeit des IV zum öffent-
lichen Verkehr [ÖV], gegebenenfalls paralleler Busverkehr);

– Entwicklung des Fahrgastaufkommens 1995 bis zum aktuellen Jahr (Reisende
pro Tag zwischen zwei Stationen, Personenkilometer, durchschnittliche Beset-
zung der Züge, Ein- und Aussteigerentwicklung, Relation Ein- und Aussteiger
je Station zu Einwohnern, durchschnittliche Reiseweite);

– Mitteleinsatz (Betriebskostenzuschuss im Zeitraum 1994/1995 und im aktuel-
len Jahr, gegebenenfalls differenziert nach Status quo-Leistungen [siehe Ver-
kehrsangebot vor Aufgabenübergang auf das Land] und Mehrverkehren unter
Berücksichtigung der Veränderungen im Zugangebot, anzurechnende Investi-
tionszuschüsse).

Hieraus werden Kennzahlen (Mitteleinsatz je Zugkilometer, je Personenkilometer
und je Fahrgast, Modal Split-Relation) ermittelt.
Zur Illustration der Vorgehensweise ist in der Anlage eine anonymisierte Darstel-
lung einer Strecke anhand dieser beiden Controlling-Bausteine beigefügt.

2.3 Balanced Scorecard (BSC)
Mit den beiden vorhergenannten Controlling-Bausteinen wird der Vergleich der
jeweiligen Strecke mit sich selbst in der Zeitreihe mit Hilfe der aktuell ermittelten
Werte und der Ausgangswerte des Basisjahres 1994/95 durchgeführt. Es werden
somit keine absoluten Schwellenwerte/Kennzahlen mit landesweiter Gültigkeit
entwickelt. Vielmehr handelt es sich um relative, streckenspezifische Vergleichs-
größen. Das Vorgehen rechtfertigt sich aus der Tatsache, dass kaum eine Strecke
in ihren Rahmenbedingungen mit einer anderen vergleichbar ist. Ein „Ranking“
aller Strecken in Baden-Württemberg wäre von geringer Aussagekraft. Hieraus
könnten kaum sachgerechte Entscheidungen abgeleitet werden, da die Komple-
xität der mit der SPNV-Aufgabenträgerschaft verbundenen Aufgabenstellungen
weder durch das betriebswirtschaftliche noch durch das verkehrswirtschaftliche
Controlling ausreichend erfasst wird.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 13 / 1652

4

Andererseits wäre ein allein streckenbezogenes Controlling kaum zielführend.
Bei dieser Betrachtungsweise würde insbesondere dem Netzgedanken des ITF
nicht ausreichend Rechnung getragen. Durch die Zielvorgabe einer stündlichen
Erreichbarkeit aller Stationen in Baden-Württemberg sind die Verknüpfungen der
SPNV-Linien in sog. „Knotenbahnhöfen“ essenzieller Bestandteil des ITF. Damit
reicht es nicht aus, den Grad der Zielerreichung nur auf jeder Strecke selbst zu un-
tersuchen. In ein Controllingsystem muss vielmehr der Vernetzungsgedanke Ein-
gang finden. Eine ausschließlich an quantitativen Kriterien ausgerichtete Planung
und Steuerung würde dem gesetzlichen Auftrag im ÖPNVG zur Sicherstellung
der Grundmobilität der Bevölkerung kaum gerecht werden können. Umgekehrt
würde ein rein verkehrswirtschaftliches Controlling sowohl dem Gedanken des
effizienten Mitteleinsatzes als auch allgemeinen verkehrspolitischen Zielsetzun-
gen zu wenig Rechnung tragen. Als Mittel zur Beurteilung dieser komplexen
Sachverhalte bietet sich damit das Instrument der Balanced Scorecard (BSC) an.
In der Rahmenkonzeption Controlling des Landes zur Einführung Neuer Steue-
rungsinstrumente in der Landesverwaltung wird die BSC als wesentliches Ele-
ment eines strategischen Controlling empfohlen. Die BSC ist ein Instrument, das
die Möglichkeit eröffnet, unterschiedliche Perspektiven der Zielerreichung zu
berücksichtigen.
Mit der Erweiterung des bisherigen Konzeptes eines SPNV-Controlling um das
Instrument der BSC können die verkehrs- und betriebswirtschaftlichen Elemente
des Controlling mit weiteren Zielperspektiven wie der Fahrgastperspektive oder
einer allgemeinen verkehrspolitischen Perspektive zusammengeführt und zu ei-
nem strategischen Controlling ausgebaut werden. Dieses Instrument eignet sich
besonders zur Steuerung in Handlungsfeldern, in denen keine „starre“ Zielhierar-
chie besteht. So muss die SPNV-Politik des Landes in der Lage sein, auf Ver-
schiebungen zwischen verkehrspolitischen Schwerpunkten, Veränderungen der
finanziellen Rahmenbedingungen, die Entwicklung der Verkehrsmärkte oder
technologische Fortschritte möglichst kurzfristig zu reagieren. Mit Hilfe der BSC
soll damit ein Instrumentarium geschaffen werden, das eine kontinuierliche Fort-
schreibung der SPNV-Strategie des Landes ermöglicht, in dem eine möglichst
„ganzheitliche“ Betrachtung der verfügbaren Daten und Kennzahlen erfolgt, die
über rein finanzwirtschaftliche Aspekte hinaus geht.

Elemente einer BSC für den SPNV-Bereich können damit beispielsweise sein: 
– Leistungsauftrag,
– Finanzen/Haushalt,
– Fahrgast,
– Prozesse,
– Netzwirkung.

Für jede der genannten „Perspektiven“ sind konkrete Zielzustände anhand geeig-
neter Messgrößen zu definieren. Diese Vorgehensweise wird nachstehend bei-
spielhaft verdeutlicht:
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Beispiel einer BSC als Instrument der Neuen Steuerung

2.4 Controlling in anderen SPNV-Feldern
Wie dargelegt wird mit Hilfe des BSC-Ansatzes eine ganzheitliche Planung,
Steuerung und Überwachung der Prozesse ermöglicht. Zudem können neben der
reinen Leistungserstellung auf den Schienenstrecken auch weitere wichtige Felder
des SPNV einbezogen werden.

2.4.1 Vertragscontrolling
Es beantwortet die Fragen, die sich aus einem geschlossenen Verkehrsvertrag mit
einem Eisenbahnverkehrsunternehmer ergeben (z. B. erbringt der Verkehrsunter-
nehmer den vereinbarten Leistungsumfang? Rechnet er richtig ab? Haben die
Leistungen die vereinbarte Qualität?).

2.4.2 Fahrgastzufriedenheit
Eine vereinbarungsgemäß erbrachte Leistung ist noch kein Garant für zufriedene
Fahrgäste. Hierzu ist eine fundierte Stärken-/Schwächenanalyse nebst Mängelbe-
seitigung erforderlich, wie es in anderen Dienstleistungsbereichen seit langem üb-
lich ist.
Kundenzufriedenheitsuntersuchungen werden als geeignete Controllinginstru-
mente angesehen.

2.4.3 Qualitativ hochwertige Informationen über den SPNV
Eine besondere Bedeutung für die Veränderung des Modal Split zu Gunsten des
ÖPNV kommt der ständigen Verfügbarkeit und stetigen Weiterentwicklung der
Informationsinhalte im ÖPNV zu. Zu prüfen ist, ob eine hohe Verfügbarkeit der
Informationen gewährleistet ist. Verbesserungsprozesse sind einzuleiten, zu steu-
ern und zu überwachen.

3. Konkrete Vorgehensweise/Umsetzung des Controlling-Konzepts
Die vorstehend beschriebenen Daten werden sowohl für das Basisjahr 1994/1995
wie auch für das aktuelle Bezugsjahr ermittelt. Auf ihrer Grundlage erfolgt die
Kennzahlenberechnung. Hieran schließt sich die Auswertungsphase an. Dieser
Analysephase folgt die Konzeption von Handlungsstrategien.

4. Derzeitiger Bearbeitungsstand
Für das Bezugsjahr 1994/95 und das Fahrplanjahr 1998/99 wurde durch die
NVBW im Herbst 1999 und Frühjahr 2000 für vier ausgewählte Schienenstrecken
in Baden-Württemberg das verkehrswirtschaftliche Controlling durchgeführt, um
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das Controlling-Konzept exemplarisch zu testen. Es handelt sich hierbei um fol-
gende Kursbuchstrecken:
– Kursbuchstrecke 735: Basel Badischer Bahnhof – Zell im Wiesental, 
– Kursbuchstrecke 753: Aulendorf – Kißlegg,
– Kursbuchstrecke 760: Stuttgart – Tübingen,
– Kursbuchstrecke 766: Tübingen – Sigmaringen.

Diese Untersuchungen werden noch um das betriebswirtschaftliche und strate-
gische Controlling ergänzt.
Im Rahmen von Verkehrsvertragsanpassungen wurde darüber hinaus für ver-
schiedene Strecken ein betriebswirtschaftliches Controlling (Linienerfolgsrech-
nungen) durchgeführt. Im Anschluss an die erfolgten ersten verkehrswirtschaft-
lichen Untersuchungen wurde der Schwerpunkt zunächst auf Strecken gelegt, für
die Ausschreibungen geplant sind.

Damit ergibt sich folgendes Gesamtbild:
– Kursbuchstrecke 721: Freudenstadt – Hausach 

(betriebswirtschaftlicher und verkehrlicher Ansatz);
– Kursbuchstrecke 741: Freudenstadt – Hochdorf – Eutingen – Horb 

(betriebswirtschaftlicher Ansatz, verkehrlicher Ansatz jedoch nur im Abschnitt
Freudenstadt – Hochdorf);

– Kursbuchstrecke 765: Tübingen – Horb 
(betriebswirtschaftlicher und verkehrlicher Ansatz); 

– Kursbuchstrecke 774: Pforzheim – Horb 
(betriebswirtschaftlicher und verkehrlicher Ansatz); 

– Kursbuchstrecke 729: Freiburg – Breisach 
(nur verkehrlicher Ansatz, da im Rahmen der Verkehrsvertragsanpassung der
betriebswirtschaftliche Ansatz bereits umgesetzt worden ist);

– Für die geplante Ausschreibung der Schwarzwaldbahn ist für die Kursbuch-
strecke 720 Offenburg – Konstanz derzeit eine betriebswirtschaftliche und ver-
kehrliche Controlling-Untersuchung (unter Einbeziehung der Seehas-Züge, die
von der Mittelthurgau-Bahn im Auftrag der DB Regio gefahren werden) in Ar-
beit. Hierzu soll erstmals auch eine Auswertung von Pendlerstatistiken der
Bundesanstalt für Arbeit erfolgen.

Wegen des noch ausstehenden strategischen Controlling dieser Strecken sind ein-
zelne Ergebnisse derzeit nicht sinnvoll interpretierbar. Der BSC-Controlling-Bau-
stein wird schrittweise hinzugefügt. Mit Ergebnissen ist Mitte 2003 zu rechnen.

5. Bewertung und Ausblick
Mit dem vorgestellten Controlling im SPNV wird bundesweit Neuland beschrit-
ten. Ein vergleichbares Vorgehen in anderen Ländern ist bisher nicht bekannt ge-
worden. Eine Forschungsarbeit im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Wohnungswesen für SPNV im ländlichen Raum enthält eine zu spezielle
Fragestellung, als dass sie Grundlage des Controlling im SPNV in Baden-Würt-
temberg sein könnte. In einer wissenschaftlichen Veröffentlichung wird allerdings
die Balanced Scorecard (BSC) als das geeignete Instrument eines integrativen
strategischen Controlling empfohlen. 
Auf Grund der Untersuchungstiefe und der Vielzahl der notwendigen Berechnun-
gen können die Controlling-Untersuchungen nur mit einem erheblichen Arbeits-
und Zeitaufwand erfolgen. Über die bisher untersuchten Kursbuchstrecken hinaus
werden sukzessive sämtliche Kursbuchstrecken dem betriebswirtschaftlichen,
verkehrlichen und strategischen Controlling unterzogen. Mittelfristig sind auch
erneute Berechnungen bereits untersuchter Strecken vorgesehen, um auf zwi-
schenzeitlich eingetretene Veränderungen reagieren zu können. Danach schließt
sich die Entwicklung der Handlungsstrategien an. Aus heutiger Sicht können Er-
gebnisse einschließlich eines ersten Erfahrungsberichts voraussichtlich Ende 2003
vorgelegt werden.
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Die Landesregierung wird dem Landtag deshalb zu gegebener Zeit, spätestens
zum 31. März 2004, in einem erneuten Bericht die dann vorliegenden Ergebnisse
vorstellen.
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